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Examensklausurenkurs

Pflichtfach Strafrecht
1. SV-Abschnitt – „Der Überfall auf das Juweliergeschäft“

Strafbarkeit des A

A. Strafbarkeit gemäß §§ 249, 250 Abs. 2 Nr. 1 StGB

I. Wegnahme des Colliers

Das (mögliche) Einverständnis des J mit dem Verlust des Gewahrsams an dem Collier durch dessen Übergabe an A ist im Hinblick auf das Vorhalten der Pistole abgenötigt. Fraglich ist, ob ein derart abgenötigtes Einverständnis eine Wegnahme ausschließt.

1. Nach ständiger Rspr. besteht zwischen § 249 StGB einerseits und §§ 253, 255 StGB andererseits keine tatbestandliche Exklusivität, sondern § 249 StGB geht als lex specialis den §§ 253, 255 StGB vor. Die Abgrenzung zwischen Raub und räuberischer Erpressung sei nach dem äußeren Erscheinungsbild der Tat vorzunehmen (Nehmen einerseits [§ 249 StGB] und Geben andererseits [§ 253 StGB]; vgl. nur BGHSt 7, 253, 254 f.). Wenn der Täter sich die Sache durch das Nötigungsopfer (oder ggf. einen auf dessen Seite stehenden Dritten) geben lasse, sei nach dem äußeren Erscheinungsbild Erpressung anzunehmen, ansonsten Raub (siehe auch Schünemann JA 1980, 488).

Hier ist nach dem äußeren Erscheinungsbild der Tat trotz des Erschreckens des J eine Weggabehandlung durch J anzunehmen, so dass es wegen des darin zum Ausdruck kommenden (allerdings abgenötigten) Einverständnisses an einer Wegnahme fehlt.

2. Die überwiegende Ansicht in der Literatur nimmt dagegen ein Exklusivitätsverhältnis zwischen § 249 StGB und § 255 StGB an. Die wegen der Exklusivität zwingend notwendige Grenzziehung zwischen beiden Delikten wird – entsprechend dem zu § 242/§ 263 StGB allgemein vertretenen Kriterium – anhand der Zwangswirkung der Nötigung auf die Psyche des Opfers vorgenommen. Stichwort: Abgrenzung nach der inneren Willensrichtung des Genötigten. Vergröbernd lässt sich sagen:

- Glaubt das genötigte Opfer, es werde den Gewahrsam am Tatobjekt in jedem Fall – also auch unabhängig von seiner, vom Täter geforderten Nötigungshandlung – verlieren, ist ein in seiner faktisch erfolgenden Mitwirkungshandlung liegendes Einverständnis unwirksam → § 249 StGB (Geld oder Geld und Leben)

- Hält dagegen das Nötigungsopfer seine Mitwirkung bei dem Gewahrsamsübergang für erforderlich und nimmt die Mitwirkungshandlung aufgrund der Nötigung durch den Täter vor, so ist das darin liegende Einverständnis wirksam → § 249 StGB scheidet wegen des tatbestandsausschließenden Einverständnisses aus; allenfalls § 253 StGB kann zur Anwendung gelangen.

Dogmatisch verlangt die überwiegende Auffassung im Schrifttum bei §§ 253, 255 StGB eine Vermögensverfügung als (ungeschriebenes) Tatbestandsmerkmal. Die Inhalte dieses Merkmals sind jedoch auch innerhalb dieser Ansicht nicht völlig geklärt.

a) Soweit für die Verfügung aus Opfersicht eine Mitwirkung an der Gewahrsamsübertragung für erforderlich gehalten wird (siehe oben erste Strichaufzählung), würde es an einer solchen Verfügung fehlen, weil J auch aus seiner Sicht seine Mitwirkung an dem Gewahrsamswechsel des Colliers nicht für erforderlich hält; im Kontext des § 249 wäre in der Übergabe des Colliers kein die Wegnahme ausschließendes Einverständnis zu sehen, so dass nach dieser Auffassung eine Wegnahme vorliegt.

b) Dagegen wird jedoch von anderen bereits ein willentliches Verhalten des Opfers unter Verzicht auf eine darüber hinausgehende Freiwilligkeit für erforderlich gehalten (siehe nur Schönke/Schröder/Eser § 253 Rn 8). Liegt eine solche willentliche, wenn auch unfreiwillige Übergabe der Sache vor, so stellt sich diese sub specie § 249 StGB als tatbestandsausschließendes Einverständnis dar, so dass § 249 StGB ausscheidet.

II. Ergebnis

Nach Auffassung der Rechtsprechung und eines Teils der Literatur (A.I.2.b) fehlt es wegen der sich als Einverständnis darstellenden Mitwirkungshandlung des J an einer Wegnahme; anders der unter A.I.2.a dargestellte Teil der Literatur.

B. Strafbarkeit gemäß §§ 253, 255, 250 Abs. 2 Nr. 1 StGB

(soweit zu A. § 249 StGB verneint)
I. Gewalt gegen eine Person erfasst lediglich körperlich wirkenden Zwang.

1. BGHSt 23, 126 lässt für einen derart körperlich wirkenden Zwang bereits die Erregung eines körperlich wirkenden Schreckens beim Opfer durch Vorhalten einer geladenen Pistole genügen.

2. Nach anderer Ansicht ist eine körperliche Einwirkung erforderlich, die als solche geeignet und bestimmt ist, die Willensbildungsfreiheit zu beeinträchtigen (etwa Geilen JZ 1970, 521, 528).

Hier wirkt aber lediglich die Drohung zu schießen, motivierend auf J; daher liegt auf der Grundlage dieser überwiegend vertretenen Auffassung in dem Vorhalten der Pistole gegen Gewalt gegen eine Person; einschlägig ist daher allein die Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben.
II. Erpressungserfolg (Handlung, Duldung oder Unterlassung)

Entsprechend dem zu A. Ausgeführten ist umstritten, ob das dem Opfer abgenötigte Verhalten sich als Vermögensverfügung (mit selbst wiederum streitigem Inhalt) darstellen muss  oder ob jede vermögensrelevante Duldung durch das Opfer genügt; wer mit der oben dargestellten Auffassung (etwa Schönke/Schröder/Eser aaO.) jede willentliche, wenn auch unfreiwillige Mitwirkung des Opfers genügen lässt, gelangt zur Annahme einer Vermögensverfügung; anders die überwiegende Auffassung innerhalb der Literatur.

Aus Sicht der Rspr. genügt ohnehin jedes vermögensrelevante Dulden, so dass ein Nötigungserfolg in Gestalt der Übergabe des Colliers durch J vorliegt.

III. Ein Vermögensnachteil ist bei J durch den Verlust des (unmittelbaren) Besitzes an dem Collier eingetreten.

IV. Durch den Einsatz des scharfen Revolvers als Mittel der qualifizierten Drohung hat A eine Waffe verwendet und damit die Qualifikation des (anwendbaren → „gleich einem Räuber“) § 250 Abs. 2 Nr. 1 StGB erfüllt; die gleichfalls verwirklichte Qualifikationen aus § 250 Abs. 1 Nr. 1 a StGB wird im Weg der Gesetzeskonkurrenz verdrängt.

V. Vorsatz bzgl. des Grunddelikts und der Qualifikation aus § 250 Abs. 2 Nr. 1 StGB sowie die für § 255 StGB erforderliche Bereicherungsabsicht sind gegeben.

VI. Ergebnis
A hat sich gemäß §§ 253, 255, 250 Abs. 2 Nr. 1 StGB strafbar gemacht

C. Strafbarkeit gemäß § 239 a Abs. 1StGB
durch das Vorhalten der Pistole zur Erlangung des Colliers

I. Sichbemächtigen bedeutet die Begründung eigener physischer Herrschaft über den Körper eines anderen (MünchKommStGB/Renzikowski § 239 a Rn 34 m.w.N.); dafür genügt regelmäßig auch das Bedrohen des Opfers mit einer Schusswaffe (vgl. BGH NStZ 2002, 31, 32; MünchKomStGB/Renzikowski § 239 a Rn 35), so dass die Tathandlung vorliegend gegeben ist.

II. Ausnutzung zu einer Erpressung
siehe dazu näher oben B.; soweit von den Bearbeiterinnen und Bearbeitern oben zu A. jedoch § 249 StGB angenommen worden ist, scheidet § 239 a StGB wegen der fehlenden Ausnutzung des Sichbemächtigens zu einer Erpressung von vornherein aus.

III. Tatbestandliche Reduktion
Nach mittlerweile durch eine Entscheidung des Großen Senats in Strafsachen gefestigten höchstrichterlichen Rspr. bedarf § 239 a StGB in den auch hier vorliegenden Zwei-Personen-Verhältnissen aus systematischen und offenbar teleologischen Gründen einer einschränkenden Auslegung. Nach Auffassung des Großen Senats muss die Bemächtigungssituation gegenüber der angestrebten Nötigung „eigenständige Bedeutung“ aufweisen; an dieser fehle es jedenfalls dann, wenn das Sichbemächtigen und die Nötigung zusammenfallen (vgl. BGHSt 40, 350, 359). Eine typische Konstellation des Zusammenfallens ist gegeben, wenn das Sichbemächtigen in dem Vorhalten einer Schusswaffe besteht und durch dieselbe Drohung das Nötigungsopfer zu einer Vermögensleistung veranlasst werden soll (siehe MünchKommStGB/Renzikowski § 239 a Rn 56; aaO. Rn 58 ff. auch zur Kritik dieses Ansatzes).

Auf der Basis der höchstrichterlichen Rspr. scheidet wegen der Reduktion § 239 a StGB aus.

D. Strafbarkeit gemäß § 239 b StGB
durch das Vorhalten des Revolvers zur Erlangung des Colliers

Hier liegt zwar eine (konkludente) Drohung mit dem Tode vor, um J zu einer Handlung, nämlich der Herausgabe des Colliers, oder wenigstens zu einer Duldung, nämlich der Wegnahme des Colliers, zu nötigen. Es gelten aber die Ausführungen zur Reduktion des Tatbestandes zu § 239 a (vorstehend C.III.) entsprechend.

E. Strafbarkeit gemäß § 123 Abs. 1 Alt. 1 StGB

Die Strafbarkeit ist trotz der während der Geschäftszeiten generell erteilten Zutrittserlaubnis gegeben, weil das äußere Erscheinungsbild des A von dem gestatteten Zutritt in äußerlich erkennbarer Weise abweicht (vgl. nur Schönke/Schröder/Lenckner § 123 Rn 26).

F. Konkurrenzen

Nach wohl überwiegender Ansicht steht das Dauerdelikt § 123 StGB mit den Delikten, die durch den Hausfriedensbrauch ermöglicht werden sollen (hier Räuberische Erpressung oder Raub) in Realkonkurrenz; stattdessen für Idealkonkurrenz etwa Schönke/Schröder/Lenckner § 123 Rn 37.

2. SV-Abschnitt – „Der Verkauf der Kette“

A. Strafbarkeit des A

I. Strafbarkeit gemäß § 246 StGB

Da A den Besitz an der Kette durch eine Straftat gemäß § 255 StGB (Sacherpressung) oder § 249 StGB erlangt hat, handelt es sich bei der diesen Taten zeitlich nachfolgenden Veräußerung der Kette um eine sog. Zweitzueignung, die nach wohl überwiegender Auffassung bereits tatbestandlich nicht § 246 StGB unterfällt (BGHSt 14, 38 ff.). Die Gegenauffassung sieht zwar den Tatbestand des § 246 StGB auch durch Zweitzueignungshandlungen verwirklicht, bewertet diese aber im Verhältnis zur strafbaren „Erstzueignung“ als im Wege der Gesetzeskonkurrenz zurücktretende mitbestrafte Nachtat.

Dieser Streit ist durch die Aufnahme der Klausel über die formelle Subsidiarität in § 246 StGB nicht obsolet geworden, weil die Subsidiaritätsklausel nach mittlerweile ganz überwiegender Ansicht (siehe nur MünchKommStGB/Hohmann § 246 Rn 61 m.w.N.) lediglich die sog. Gleichzeitigkeitsfälle erfasst nicht aber Konstellationen von zeitlich nacheinander liegenden Zueignungshandlungen wie hier.

II. Strafbarkeit gemäß § 263 StGB

gegenüber und zu Lasten Z

Es fehlt in jedem Fall an einem vermögensrelevanten Irrtum des K, weil dieser selbst davon ausgeht, dass das Collier durch eine Straftat in den Besitz von A gelangt ist.

III. Strafbarkeit gemäß § 259 StGB

Als Täter der Vortat ist A kein tauglicher Täter der Hehlerei.

IV. Strafbarkeit gemäß § 261 Abs. 2 Nr. 1 StGB

A hat zwar durch die Veräußerung und die damit verbundene Überlassung des Colliers an Z zu dessen eigener Verfügung Z, einem Dritten im Sinne des § 261 Abs. 2 Nr. 1 StGB, das aus einem Verbrechen (Raub oder Räuberische Erpressung) stammende Collier verschafft. Zugunsten des A als Vortäter wirkt aber der Strafausschließungsgrund des § 261 Abs. 9 S. 2 StGB.

B. Strafbarkeit des Z

I. Strafbarkeit gemäß § 259 StGB

1. Das Collier stammt aus einer gegen fremdes Vermögen gerichteten Vortat (Raub oder Räuberische Erpressung des A).

2. „Sichverschaffen“ meint die Erlangung der tatsächlichen Verfügungsgewalt über die unmittelbar aus der Vortat stammenden Sache durch Übertragung. Die Verfügungsgewalt des Hehlers muss darauf angelegt sein, mit der Sache zu eigenen Zwecken zu verfahren (vgl. BGHSt 27, 170, 163; MünchKommStGB/Lauer § 239 Rn 66).

Diese Voraussetzungen sind vorliegend gegeben. Mit der Veräußerung übertragt A dem Z die Verfügungsgewalt, die dieser nach Zahlung des Kaufpreises nach eigenen Vorstellungen unabhängig vom Vortäter A ausüben kann

3. Der Umstand, dass Z annimmt, das Collier stamme aus einem Diebstahl (und nicht wie tatsächlich aus einem Raub oder Räuberischen Diebstahl), steht dem auf die Vortat bezogenen Vorsatz des Hehlers nicht entgegen. Der Täter der Hehlerei muss insoweit lediglich wissen, dass die Sache durch eine rechtswidrige Tat erlangt ist; genaue Kenntnisse von der Vortat und dem Vortäter sind nicht erforderlich (siehe MünchKommStGB/Lauer § 259 Rn 95). Z handelt im Hinblick auf den deutlich unter dem wahren Wert liegenden Kaufpreis auch mit Bereicherungsabsicht.

Z hat sich gemäß § 259 StGB strafbar gemacht.

II. Strafbarkeit gemäß § 257 StGB
Es mangelt zumindest an der Absicht, dem Vortäter die Vorteile seiner Tat zu sichern. Diese Absicht muss darauf gerichtet sein, die durch die Vortat erlangten Vorteile gegen Entziehung zugunsten des Berechtigten (hier J) zu sichern. Handlungen, die allein der Verwertung der Beute dienen, genügen dafür gerade nicht (vgl. Kindhäuser, LPK-StGB § 257 Rn 25).
III. Strafbarkeit gemäß § 261 Abs. 1 Nr. 1 StGB

1. Das von Z erworbene Collier rührt aus einem Verbrechen (Raub oder Räuberische Erpressung) her.

2. Tathandlungen des Verschleierungs- und Vereitelungstatbestandes (Abs. 1); Abs. 1 enthält eine Vielzahl einzelner Vereitelungs- und Verschleierungstatbestände, deren gemeinsamer Kern darin besteht, dass der Täter der Geldwäsche durch seine Handlung in zurechenbarer Weise die konkrete Gefahr verursacht, dass der aus der Vortat herrührende Gegenstand nicht aufgefunden, seine Herkunft nicht ermittelt werden kann usw. Da der Begriff der konkreten Gefahr im herkömmlichen Verständnis der konkreten Gefährdungsdelikte sich nicht ohne weiteres auf § 261 Abs. 1 StGB übertragen lässt (siehe dazu NK/Altenhain § 261 Rn 94), sind die tatbestandlichen Voraussetzungen regelmäßig bereits dann erfüllt, wenn durch die Tathandlung das Auffinden des Gegenstandes tatsächlich erschwert wird (vgl. BGH wistra 1999, 24; Krack JR 1999, 472 f.).
Diese Voraussetzung lässt sich wegen der Weitergabe des Colliers vom Vortäter A an Z annehmen, weil es mit jedem Besitzwechsel typischerweise schwerer wird, das Tatobjekt aufzuspüren.
3. Allerdings fehlt es A an dem erforderlichen auf die Vortat als Katalogtat bezogenen Vorsatz. Zwar genügt es für den entsprechenden Vorsatz, dass der „Geldwäscher“ die tatsächlichen Umstände kennt, aus denen sich die in den Vortatenkatalog des § 261 StGB gehörende Straftat ergibt (Tröndle/Fischer § 261 Rn 34; NK/Altenhain § 261 Rn 133).
Hier stellt sich aber Z gerade vor, das Collier rühre aus einem einfachen, nicht den Voraussetzungen des § 261 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 a StGB unterfallenden Diebstahl her, so dass es an dem erforderlichen, auf die Vortat bezogenen Vorsatz fehlt.
IV. Strafbarkeit gemäß § 261 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. Abs. 5 StGB

Im Hinblick darauf, dass in den örtlichen Printmedien über den Überfall auf J berichtet worden ist, lässt sich vertretbar annehmen, dass Z das Herrühren des Colliers aus einem Verbrechen als tauglicher Vortat des § 261 StGB leichtfertig im Sinne von Abs. 5 verkannt hat (zu den Anforderungen an die Leichtfertigkeit im Hinblick auf das Herrühren aus einer dem Katalog des § 261 StGB zugehörigen Vortat siehe BGHSt 43, 158 , insb. 168).
V. Strafbarkeit gemäß § 261 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. Abs. 5 StGB

Durch den Ankauf und den anschließenden Erhalt des Colliers hat Z sich das aus einer tauglichen Vortat (Raub od. Räuberische Erpressung) herrührende Collier verschafft (Erlangung eigener Verfügungsgewalt über die Sache). Im Hinblick auf Vorsatz und Leichtfertigkeit bzgl. des Herrührens aus einer tauglichen Vortat gelten die Ausführungen zu vorstehend III. und IV. entsprechend.

Verwirklicht der Täter durch eine Handlung wie hier mehrere Tatbestände des § 261 StGB, so handelt es sich insgesamt lediglich um eine Tat. Abs. 2 tritt regelmäßig hinter Abs. 1 zurück (Lackner/Kühl § 261 Rn 19; NK/Altenhain § 261 Rn 160).

Z hat sich daher im Ergebnis wegen Geldwäsche gemäß  § 261 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. Abs. 5 StGB strafbar gemacht.

VI. Konkurrenzen

Das Verhältnis zwischen § 261 StGB und § 259 StGB ist umstritten. Teilweise wird bei identischer Ausführungshandlung Idealkonkurrenz angenommen (etwa Tröndle/Fischer § 261 Rn 12); vorzugswürdig ist jedoch Vorrang des § 259 StGB im Rahmen von Gesetzeskonkurrenz (siehe NK/Altenhain § 261 Rn 161 m.w.N.).
Z hat sich damit wegen Hehlerei gemäß § 259 StGB strafbar gemacht.

3.SV-Abschnitt – „Die Rückkehr des Colliers“

Strafbarkeit der F

I. Strafbarkeit gemäß § 263 StGB
Gegenüber und zu Lasten Z durch die Behauptung, J verlange von ihr die Rückgabe des Colliers
1. Täuschung und Irrtum
F täuscht Z über die drohende Strafanzeige von J. Da Z an die drohende Erstattung der Anzeige glaubt, befindet er sich in einem Irrtum über die genannte Tatsache.
2. Vermögensverfügung
Vermögensverfügung ist jede Handlung, Duldung oder Unterlassung, die sich unmittelbar vermögensmindernd auswirkt.

Z hat seinen Besitz an dem Collier aufgegeben und dadurch (möglicherweise; siehe unten 3.) sein Vermögen unmittelbar gemindert. Allerdings war Z bewusst, dass er für die Übertragung des Besitzes an dem Collier auf F keine wirtschaftlich relevante Gegenleistung erhält. Es liegt daher eine bewusste Selbstschädigung vor. Fraglich ist, ob eine solche bewusste Selbstschädigung zur Erfüllung des Betrugstatbestandes genügt.

a) Teilweise wird angenommen, eine bewusste Selbstschädigung schließe eine Vermögensverfügung nicht aus (vgl. BGHSt 19, 37, 45 – VW-Aktien; Hilgendorf JuS 1994, S. 468 Fn 20).
b) Überwiegend wird jedoch weiterhin eine unbewusste Selbstschädigung, bei der dem Getäuschten gerade der vermögensschädigende Charakter seiner Verfügung verborgen bleibt, für erforderlich gehalten (siehe etwa Schönke/Schröder/Cramer § 263 Rn 41 und 99 ff.; LK/Tiedemann § 263 Rn 182 ff.; Jordan JR 2000, 153 ff.; Küper BT, 5. Aufl., S. 375 f.). In Fällen unentgeltlicher oder teilweise unentgeltlicher Weggabe von Vermögensgegenständen soll die unbewusste Selbstschädigung allerdings nach Maßgabe der sog. Zweckverfehlungslehre aufrechterhalten werden, wenn der Verfügende täuschungsbedingt nicht erkennt, dass der von ihm mit der Leistung verfolgte Zweck nicht erreicht wird. Nach dieser Lehre läge hier grundsätzlich eine täuschungsbedingte Verfehlung des verfolgten Zwecks – „Befreiung“ der F von der vermeintlich drohenden Strafanzeige - vor, so dass eine Vermögensverfügung angenommen werden kann.
Zweifelhaft ist jedoch, ob der von Z verfolgte Zweck von den sozialen Zwecken im Sinne der Zweckverfehlungslehre erfasst wird oder ob die berücksichtigungsfähigen Zwecke nicht auf solche karitativer oder wirtschaftlich sozialer Art zu beschränken sind (siehe näher Küper a.a.O.). Im Hinblick auf die in der Lehre von der Zweckverfehlung selbst angelegten Unsicherheiten lassen sich beide Ergebnisse vertreten. Es kann daher bei einem entsprechend restriktivem Verständnis der berücksichtigungsfähigen Zwecke eine Vermögensverfügung verneint werden.
Hinweis: Das Merkmal „Vermögensverfügung“ kann auch mit den nachfolgend unter 3. erörterten Erwägungen verneint werden.

3. Vermögensschaden

Sehr zweifelhaft ist, ob Z durch die Übergabe des Colliers an F ein Vermögensschaden entstanden ist. Da Z den jetzt verlorenen Besitz an dem Collier seinerseits durch Hehlerei und damit durch eine Straftat erlangt hat, stellt sich die Frage, ob der deliktisch erlangte Besitz überhaupt zu dem durch § 263 StGB strafrechtlich geschützten Vermögen gehört.
a) Nach dem wirtschaftlichen Vermögensbegriff zählen sämtliche Positionen, denen ein wirtschaftlicher Wert zugemessen werden kann, zum strafrechtlich geschützten Vermögen; dazu gehört auch der deliktisch erlangte Besitz (RGSt 44, 258; BGHSt 2, 365; BGHSt 16. 229).
b) Zu demselben Ergebnis gelangt ein Teil der Vertreter des juristisch-ökonomischen Vermögensbegriffs ebenfalls, die zur Begründung auf die gegenüber außenstehenden Dritter hervorgehobene Stellung auch des deliktischen Besitzers (vgl. §§ 859 ff. StGB) verweisen (so etwa LK10/Lackner § 263 Rn 133).
c) Ganz überwiegend lehnen die Vertreter des juristisch-ökonomischen Vermögensbegriffs einen strafrechtlichen Schutz des deliktisch erlangten Besitzes jedoch ab (Schönke/Schröder/Cramer § 263 Rn 95 m.w.N.).
Hier ist eine Darstellung und wegen der Fallrelevanz eine Entscheidung des Streites geboten; im Ergebnis sind beide Grundpositionen vertretbar.
4. Subjektiver Tatbestand
Soweit zu 2. und 3. Vermögensverfügung und –schaden angenommen worden sind, bereiten Vorsatz und Bereicherungsabsicht im Hinblick auf das im Sachverhalt mitgeteilte Wissen der F und ihr Handlungsmotiv keinerlei Schwierigkeiten.
Zweifelhaft ist allerdings, ob zwischen dem Vermögensschaden des Z (soweit zu 3. angenommen) und dem von F intendierten Vermögensvorteil Stoffgleichheit besteht, der angestrebte Vorteil also – bildlich gesprochen – die Kehrseite des Schadens darstellt (zur Stoffgleichheit siehe Schönke/Schröder/Cramer § 263 Rn 168 f.). Daran könnten Zweifel bestehen, weil es F eigentlich um den – nicht aus dem Vermögen von Z stammenden – Geldbetrag aus dem Rückkauf des Colliers durch J geht. Als dazu notwendiges Zwischenziel strebt F aber den Besitz an dem Collier an, so dass Stoffgleichheit besteht.
Soweit Vermögensverfügung und Vermögensschaden vertretbar angenommen worden sind, hat F sich wegen Betruges gegenüber und zu Lasten Z strafbar gemacht.

II. Strafbarkeit gemäß § 253 StGB

Gegenüber Z und zu dessen Lasten aufgrund der Behauptung über die von Seiten des J vermeintlich drohende Strafanzeige

Die Behauptung von F, J drohe ihr mit einer Strafanzeige, könnte gegenüber K ihrerseits die Drohung mit einem empfindlichen Übel sein. Nach allgemeiner Meinung liegt eine Drohung aber lediglich dann vor, wenn der Täter den Eintritt des Übels als von seinem Willen abhängig darstellt. Daran fehlt es hier, weil die vermeintliche Strafanzeige allein von J und nicht von F ausgehen soll.

III. Strafbarkeit gemäß § 259 StGB

Durch die Übernahme des Colliers von Z

1. Vortat

Bei der von Z durch den Ankauf von A begangenen Hehlerei handelt es sich um eine taugliche Vortat, weil Hehlerei ihrerseits eine bereits geschaffene rechtswidrige Vermögenslage aufrechterhält (BGHSt 33, 48; Schönke/Schröder/Stree § 259 Rn 7).

2. „Sichverschaffen“
F hat durch die Übertragung des Besitzes an dem Collier seitens Z die tatsächliche Verfügungsgewalt zu eigenen Zwecken erlangt. Überwiegend wird allerdings für sämtliche Tathandlungen der Hehlerei ein Einvernehmen bezüglich der Übertragung der Verfügungsgewalt zwischen Vortäter und Hehler verlangt (siehe Schönke/Schröder/Stree § 259 Rn 42). Soweit ein solches Einvernehmen für erforderlich gehalten wird, soll – eine hier vorliegende Täuschung des Vortäters (Z) – das Einvernehmen nach überwiegender Auffassung nicht aufheben (Stree a.a.O.; anders etwa Otto Jura 1988, S. 606); mit in der Klammer letztgenannter Ansicht kann das Vorliegen der Tathandlung verneint werden.
Vertretbar ist es aber auch, den Tatbestand des § 259 StGB mit der – teleologischen – Erwägung zu verneinen, § 259 StGB sanktioniere lediglich die Aufrechterhaltung einer rechtswidrigen Vermögenslage. An dieser kann es aber hier fehlen, weil F sich die Verfügungsgewalt über das Collier gerade deshalb verschafft, um es an den berechtigten Eigentümer J zurückgelangen zu lassen.
Dem kann aber – gleichfalls vertretbar – entgegen gehalten werden, die Rückgabe an J erfolge lediglich gegen Zahlung eines F rechtlich nicht zustehenden Geldbetrages, so dass die entgeltliche Rückgabe an den Eigentümer an der rechtswidrigen Vermögenslage letztlich nichts ändere.

3. Wenn der objektive Tatbestand bejaht worden ist, liegen Vorsatz und Bereicherungsabsicht vor.

Hinweis: Durch die Übernahme des Colliers könnte auch § 261 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1StGB durch F verwirklicht sein; siehe dazu oben im 2. SV-Abschnitt. Allerdings tritt nach der hier vertretenen Auffassung § 261 StGB hinter den ebenfalls durch dieselbe Handlung (Erlangung des Besitzes an dem Collier durch Übergabe seitens J) verwirklichten § 259 StGB zurück.

IV. Strafbarkeit gemäß § 259 StGB

Durch den „Verkauf“ des Colliers an J

F könnte sich auch durch den „Verkauf“ der Kette an J der Hehlerei in der Form des „Absetzens“ strafbar gemacht haben. Abgesehen von dem bereits zu III.2. angeführten Argument, es könne an der Aufrechterhaltung der rechtswidrigen Vermögenslage fehlen, liegt aber die Tathandlung des „Absetzens“ ohnehin nicht vor. Der Absetzende muss im Interesse des Vortäters (hier Z) handeln (Schönek/Schröder/Stree § 259 Rn 34); hier veräußert F aber ausschließlich im Eigeninteresse.
V. Strafbarkeit gemäß § 253 StGB

Gegenüber und zu Lasten J durch den Verkauf des Colliers zu 60.000 € mit dem Hinweis anderenfalls J das Collier dauerhaft vorzuenthalten.

1. Drohung mit einem empfindlichen Übel

Die Drohung mit einem empfindlichen Übel besteht in der Ankündigung, im Fall der Nichtzahlung des geforderten Betrages das Collier nicht zurückzugeben. Es handelt sich dabei um die Drohung mit einem Unterlassen (Unterlassen der Rückgabe). Auf den Streit, ob eine Drohung mit einem Unterlassen nur strafbar ist, wenn eine Rechtspflicht des Drohenden zum Handeln besteht (vgl. BGH NStZ 1982, 287 einerseits; BGHSt 31, 195 und OLG Stuttgart NStZ 1982, 161 andererseits; zum Ganzen ausführlich Küper BT 5. Aufl, S. 103-107) braucht im vorliegenden Kontext nicht eingegangen zu werden. F ist aus §§ 861, 985 BGB im Verhältnis zu J zur Herausgabe (ohne Zurückbehaltungsrecht) des Colliers verpflichtet. Wegen § 935 Abs. 2 BGB kam ein gutgläubiger Erwerb (weder bei Z noch bei F) in Betracht; auch den Besitz an dem Collier hat F deliktisch erlangt. Wegen der bestehenden Herausgabepflicht der F ist die Drohung mit einem Unterlassen nach allen vertretenen Auffassungen tatbestandsmäßig.
2. Vermögensverfügung
Auf den Streit um die Notwendigkeit einer Vermögensverfügung bei § 253 StGB braucht ebenfalls nicht eingegangen zu werden, weil eine solche durch die Zahlung der 60.000 € ohnehin vorliegt.

3. Vermögensnachteil

Fraglich ist allerdings, ob J durch die Zahlung des vorgenannten Geldbetrags im Kontext der zur Bestimmung des Vermögensnachteils gebotenen Gesamtsaldierung ein Schaden entstanden ist, weil dem Abfluss des Geldes die Rückerlangung des Besitzes an dem wertmäßig den Geldbetrag übersteigenden Collier gegenübersteht.

a) Anknüpfend an diese Überlegung und mit Hinweis auf die wirtschaftliche Wertlosigkeit des Eigentums und des Eigentumsherausgabeanspruchs – vor dem Hintergrund des Besitzes der Sache durch einen unbekannten Täter – wird das Vorliegen eines Vermögensnachteils bei streng wirtschaftlicher Betrachtungsweise verneint (etwa OLG Hamburg JR 1974, 473; Trunk JuS 1985, 944 ff.).

b) Demgegenüber stellt BGHSt 26, 346 und die ihm mindestens im Ergebnis folgende überwiegende Auffassung (etwa Jakobs JR 1974, 474 f.; Schönke/Schröder/Eser § 253 Rn 9 a.E. mit w.N.) darauf ab, dass der Erpresser in den einschlägigen Konstellationen zu der nicht von einer „Gegenleistung“ abhängigen Herausgabe der Sache an den Eigentümer verpflichtet ist, so dass dem genötigten Eigentümer in Höhe des „Kaufpreises“ ein Vermögensnachteil entsteht.
4. Vorsatz, Bereicherungsabsicht und Rechtswidrigkeit der Nötigung (§ 253 Abs. 2) wie der Vermögensverschiebung sind gegeben. F hat sich daher auf der Grundlage der überwiegend vertretenen Ansicht wegen Erpressung strafbar gemacht.

Hinweis: Wer mit der Gegenansicht (OLG Hamburg a.a.O.) einen Vermögensnachteil verneint, prüft Nötigung, die ansonsten im Wege der Gesetzeskonkurrenz hinter § 253 StGB zurücktritt.

